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„Wahlprüfsteine Klimaschutz“ 

Am 14. März sind Landtagswahlen, 

im September Bundestagswahlen und 

wir Bürgerinnen und Bürger können 

unser wichtiges Wahlrecht ausüben 

und so über die eigene Zukunft und 

die unserer Kinder mitentscheiden. 

Der Klimawandel ist für die gesamte 

Menschheit die größte globale Her-

ausforderung. Inzwischen haben fast 

alle Parteien in ihren Programmen 

den Umwelt- und Klimaschutz aufge-

nommen. 

Damit Sie sich selbst ein Bild machen 

und die Wahlprogramme der Parteien 

bewerten können, haben wir die be-

rühmte Studie des Wuppertal Insti-

tuts1 für Sie in vier Beiträgen des heu-

tigen sowie den nächsten drei Ausga-

ben des Gemeindeblatts als Informa-

tion für Sie zusammengestellt. 

1Das „Wuppertal Institut für Klima, 

Umwelt, Energie“ ist eine private, ge-

meinnützige SPD-nahe Forschungs-

einrichtung. 1991 von Ernst Ulrich 

von Weizsäcker gegründet. Es ist eine 

internationale wissenschaftliche 

Denkfabrik der anwendungsorien-

tierten Nachhaltigkeitsforschung mit 

etwa 250 Mitarbeitern. 

2Der Sachverständigenrat für Um-

weltfragen (SRU), auch bekannt als 

Umweltrat, ist ein wissenschaftliches 

Beratungsgremium der deutschen 

Bundesregierung. Der SRU begut-

achtet die Umweltsituation in Deut-

schland und berät die Bundesregie-

rung hinsichtlich ihrer zukünftigen 

Umweltpolitik. 

Teil 1: „Politik & Klimaschutz“ 

Eine Begrenzung der Erderwärmung 

auf 1,5 °C würde die Risiken und 

Auswirkungen des Klimawandels ge-

genüber einer stärkeren Erwärmung 

erheblich verringern – unter anderem 

die Gefahr, unumkehrbare Kipp-

punkte im Klimasystem zu über-

schreiten.  

Die Studie des Wuppertal Instituts 

diskutiert deswegen, welche Mög-

lichkeiten aus heutiger Sicht beste-

hen, die 1,5-°C-Grenze einzuhalten 

und will damit zur gesellschaftlichen 

Debatte über Wege zu deren Erreich-

barkeit beitragen. 

Klimaziele 

 Die aktuellen Klimaziele der Bun-

desregierung sind nicht vereinbar 

mit einer Begrenzung der Erder-

wärmung auf 1,5 °C oder auch nur 

auf deutlich unter 2 °C. Sie wür-

den zu mehr als doppelt so hohen 

CO2-Gesamtemissionen führen 

wie ein nach dem „Sachverständi-

genrat für Umweltfragen2“ 1,5-

°C-kompatibler Pfad. 

 Eine Zielsetzung im Bereich von 

CO2-Neutralität bis 2035 ist ba

sierend auf dem nationalen CO2-

Budget nach dem SRU für einen 

Beitrag zur Einhaltung des 1,5-°C-

Ziels notwendig. Der SRU legt da-

bei zugrunde, dass die Pro-Kopf-

Emissionen weltweit gleich ver-

teilt werden und Deutschland kei-

nen überproportionalen Anteil be-

anspruchen darf.  

 Selbst bei einer Zielsetzung von 

Netto-Null-CO2-Emissionen bis 

2035 wäre in den kommenden 

Jahren eine stärkere als lineare Re-

duktion der Emissionen nötig. 

Eine gleichmäßige, lineare Minde-

rung bis 2035 wäre nicht ausrei-

chend (siehe Schaubild unten). 

 Die deutschen Emissionen müss-

ten also insbesondere in den kom-

menden fünf Jahren, und damit 

vor allem in der nächsten Legisla-

turperiode, dramatisch abnehmen. 

 Die Einhaltung des 1,5-°C-Bud-

gets erfordert CO2-Minderungs-

ziele von mindestens 60 Prozent 

bis 2025 und mindestens -85 Pro-

zent bis 2030 (jeweils ggü.1990). 

Nächste Woche geht es weiter mit 

Teil 2 „Energie & Industrie“. 

Emissionspfad zur Einhaltung des deutschen 1,5-°C-Budgets, inkl. aktueller Ziele der Bundesregierung 

https://www.wupperinst.org/fa/redaktion/downloads/projects/CO2-neutral_2035_Factsheet.pdf
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„Wahlprüfsteine Klimaschutz“ 

Teil 2: Energie & Industrie 

Im ersten Beitrag wurde in das Thema 

Klimaschutzpolitik eingeführt. Heute 

geht es um die zwei größten Sektoren: 

Energiewirtschaft und Industrie. 

Energiewirtschaft 

 Um ein klimaneutrales Energie-

system bis 2035 sicherzustellen, 

erscheint ein Ausbau von Wind- 

und Solarenergie von zusammen 

mindestens 25 bis 30 GW pro Jahr 

sinnvoll. Im Durchschnitt der 

Jahre 2018 und 2019 lag der Aus-

bau bei 6,3 GW pro Jahr, also bei 

nur einem Viertel des mindestens 

notwendigen Wertes. 

 Von hoher Bedeutung ist es, den 

Ausbau der Onshore-Windenergie 

wieder in Schwung zu bringen. 

Hier erscheint ein Ausbau von 

mindestens 7 oder besser 10 GW 

pro Jahr sinnvoll. Im Schnitt der 

Jahre 2018 und 2019 wurden aber 

nur 1,7 GW pro Jahr erreicht. Für 

das Jahr 2020 wird ein Zubau von 

lediglich etwa 1,5 GW erwartet. 

 Um sicherzustellen, dass der Ein-

satz von fossilem Gas und Öl bis 

2035 auf Null zurück geht, wäre 

eine Beimischungsquote für CO2-

neutrale synthetische Energieträ-

ger hilfreich, zu deren Einhaltung 

die Unternehmen der Gas- und Öl-

wirtschaft verpflichtet werden. 

Diese könnte 2026 bei 10 Prozent 

beginnen und bis 2035 jedes Jahr 

um weitere 10 Prozentpunkte stei-

gen. 

 Insbesondere für die Sicherstel-

lung der Versorgungssicherheit in 

der Stromversorgung sowie für 

klimaverträgliche Industriepro-

zesse (z. B. Stahlerzeugung) wird 

Wasserstoff nötig sein. Dieser 

sollte mindestens zu einem Teil 

innerhalb Deutschlands mithilfe 

erneuerbarer Energien produziert 

werden. Für die inländische Pro-

duktion des Wasserstoffs scheint 

bis 2035 eine installierte Kapazität 

an Elektrolyseuren in Höhe von 70 

bis 90 GW sinnvoll zu sein. Im 

Gegensatz dazu sieht die Wasser-

stoffstrategie der Bundesregierung 

frühestens 2035 eine Leistung von 

lediglich 10 GW vor. 

Industrie  

In den nächsten zehn Jahren erreicht 

in einigen energieintensiven Bran-

chen rund die Hälfte der Industriean-

lagen das Ende ihrer vorgesehenen 

Lebensdauer und muss ersetzt wer-

den. Neue Industrieanlagen laufen 

zum Teil über 50 Jahre lang. 

 Deshalb ist es essentiell, dass sich 

alle neuen Industrieanlagen klima-

neutral betreiben lassen. Das al-

leine reicht aber noch nicht aus, da 

einige bestehende Industrieanla-

gen nach aktuellen Plänen weit 

über 2035 hinaus laufen sollen. 

Daher ist für diese Anlagen entwe-

der eine Stilllegung oder eine Um-

stellung auf nicht-fossile Techno-

logien notwendig.  

 Eine konsequente Kreislaufwirt-

schaft durch Re-Use, Re-Manu-

facturing und Recycling von Pro-

dukten würde den Energiebedarf 

der Industrie erheblich reduzieren 

und so deren Defossilisierung 

(d.h. Beendigung des Ausstoßes 

von Kohlendioxid aus der Ver-

brennung fossiler Rohstoffe) er-

leichtern. Zur Förderung der 

Kreislaufwirtschaft sind Anreize 

aber auch Standards und Normen 

essentiell. 

 Ein gegenüber heute deutlich hö-

herer CO2-Preis in der Größen-

ordnung von perspektivisch 180 

Euro pro Tonne CO2, wie u. a. 

vom Forum Ökologisch-Soziale 

Markwirtschaft diskutiert, würde 

dafür sorgen, dass alle oder fast 

alle klimaneutralen Schlüsseltech-

nologien einen Preisvorteil gegen-

über den konventionellen CO2-in-

tensiven Technologien erreichen.  

 Zur Aufrechterhaltung der Wett-

bewerbsfähigkeit muss gleichzei-

tig ein effektiver „Carbon-Leak-

age-Schutz“ für die Industrie ein-

geführt werden. 

Nächste Woche geht es weiter mit 

Teil 3 „Verkehr“. 

https://www.wupperinst.org/fa/redaktion/downloads/projects/CO2-neutral_2035_Factsheet.pdf
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„Wahlprüfsteine Klimaschutz“ 

Teil 3: Verkehr 

In den bisherigen zwei Beiträgen ha-

ben wir in das Thema Klimaschutzpo-

litik eingeführt und die Energiewirt-

schaft und Industrie näher betrachtet. 

Heute geht es um den Sektor Verkehr. 

Verkehr  

Der Verkehr in Deutschland hat einen 

sehr hohen Energiebedarf. Dieser 

muss für eine Umstellung auf  CO2-

Neutralität bis 2035 erheblich verrin-

gert werden. 

Verantwortlich für den hohen Ener-

giebedarf ist maßgeblich der Auto- 

und Lkw-Verkehr – im Vergleich zur 

Bahn benötigt ein Auto mit Verbren-

nungsmotor das 4,8-fache an Energie 

pro Kilometer und Person, der Lkw 

sogar das 5,6-fache pro Tonne und 

Kilometer gegenüber der Güterbahn.  

Den gesamten Verkehr betreffende 

Schritte zur Dekarbonisierung sind 

insbesondere:  

 Verkehrsvermeidung und -verla-

gerung  

 Signifikant höhere CO2-Preise auf 

fossile Kraftstoffe  

 Abschaffung der vielzähligen kli-

maschädlichen Subventionen im 

Verkehr, darunter die Steuerbe-

freiung von Flugbenzin, das Die-

selprivileg, das Dienstwagenprivi-

leg, Subventionen für Regional-

flughäfen und die Bevorzugung 

für den Straßenbau. Ferner eine 

sozialverträgliche Umgestaltung 

der aktuell Fehlanreize setzenden 

Pendlerpauschale. 

 Autoverkehr bis 2035 halbieren, 

parallel Kapazität des Öffentli-

chen Verkehrs verdoppeln  

 Zur Verdopplung der Kapazität 

des Öffentlichen Verkehrs: Förde-

rung des ÖPNV auf 24 Mrd. Euro 

pro Jahr verdoppeln, jährliche In-

vestitionen des Bundes in Schie-

neninfrastruktur auf 12 Mrd. Euro 

pro Jahr verdoppeln  

 Pkw-Bestand in Städten auf 1/3 

des heutigen Wertes senken. Da-

für Ausbau der Rad- und Fußinf-

rastruktur und des ÖPNVs, kom-

biniert mit Push-Faktoren wie 

City-Maut, Tempolimits und Re-

duzierung von Fahrspuren und 

Parkplätzen  

 Ein Moratorium für den Fernstra-

ßenbau wirkt einer wachsenden 

Abhängigkeit vom Auto entgegen. 

Im Gegensatz zu einem Morato-

rium sieht der Bundesverkehrs-

wegeplan 2030 des Verkehrsmi-

nisteriums den Ausbau allein der 

Autobahnen um 2000 km vor. 

 Verlagerung von 30 Prozent des 

Lkw-Verkehrs auf die Bahn bis 

2035. Dafür unter anderem starke 

Erhöhung der Lkw-Maut und Ver-

wendung der daraus folgenden 

Einnahmen für den Ausbau der 

Schieneninfrastruktur 

 Ersatz der verbleibenden kleinen 

Lkw, vor allem durch Batterie-

fahrzeuge. 

 Beendigung des innerdeutschen 

Flugverkehrs  

 Reduktion des internationalen 

Flugverkehrs um 25 Prozent, vor 

allem durch Verlagerung innereu-

ropäischer Flüge auf die Schiene 

und weitere Etablierung von On-

line-Konferenzen. 

Nächste Woche geht es weiter mit 

Teil 4 „Gebäude und Schluss“. 

https://www.wupperinst.org/fa/redaktion/downloads/projects/CO2-neutral_2035_Factsheet.pdf
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„Wahlprüfsteine Klimaschutz“ 

Teil 4: „Gebäude und Schluss“ 

In den bisherigen Beiträgen haben wir 

in das Thema Klimaschutzpolitik ein-

geführt und Energiewirtschaft, Indu-

strie sowie Verkehr näher betrachtet. 

Heute geht es um den Sektor Gebäude 

und um die Schlussfolgerungen. 

 Zentral für das Erreichen von Kli-

maneutralität bis 2035 ist hier eine 

massive Steigerung der energeti-

schen Sanierungsrate auf die bis-

lang beispiellose Höhe von 4 Pro-

zent pro Jahr. Aktuell liegt diese 

bei lediglich 1 Prozent, womit 

selbst das Ziel der Bundesregie-

rung von 2 Prozent weit verfehlt 

wird. 

 Für die Steigerung der energeti-

schen Sanierungsrate ist ein um-

fassender Maßnahmenmix not-

wendig, der von Verpflichtungen 

zur Sanierung bei Verkauf oder 

Vererbung bis zu einer wirkungs-

vollen, sozial gerechten CO2-Be-

preisung reicht. Selbst das ist je-

doch noch nicht genug, weil Fach-

kräfte für die Umsetzung der Sa-

nierungen fehlen. Es braucht also 

zusätzlich eine Ausbildungs- und 

Qualifizierungsoffensive im 

Handwerk. 

 Der Einbau fossiler Heizungen 

muss innerhalb kürzester Zeit, d. 

h. spätestens in der nächsten Le-

gislaturperiode, beendet werden. 

Heute liegt der Anteil fossiler Hei-

zungen noch bei fast 80 Prozent 

aller Neuinstallationen, was das 

Ausmaß dieser Herausforderung 

verdeutlicht.  

 Die meisten neu eingebauten Hei-

zungen müssen in den kommen-

den Jahren Wärmepumpen sein. 

Schlussfolgerungen  

Ein fairer Beitrag zur Einhaltung der 

1,5-°C-Grenze kann nur noch geleis-

tet werden, wenn die kommende Lan-

desregierung die bundesweit notwen-

dige Transformation in der oben be-

schriebenen Geschwindigkeit angeht. 

Ohne eine Fokussierung auf die Re-

duktion der CO2-Emissionen und 

eine Priorisierung von Klimaschutz in 

allen Politikbereichen ist das nicht zu 

schaffen.  

Die vielfältigen parallelen Herausfor-

derungen zur Zielerreichung bis 2035 

in allen Sektoren stellen jeweils für 

sich alleine schon große Herausforde-

rungen dar und erfordern beispiellose 

politische Anstrengungen. Notwen-

dig ist zudem, den Unternehmen die 

Möglichkeiten zu geben, den Trans-

formationsprozess anzugehen, ohne 

ihre eigene Wettbewerbsfähigkeit zu 

gefährden.  

Angemessene Beiträge zur Einhal-

tung der 1,5-°C-Grenze sind aber vor 

allem ohne eine breite Zustimmung 

und Teilhabe der Gesellschaft nicht 

möglich. Hierfür bedarf es insbeson-

dere einer gerechten, auf soziale As-

pekte achtenden Gestaltung der Ziel-

erreichung.  

Es sind weniger die technischen 

Grenzen, die über Erfolg oder Miss-

erfolg entscheiden werden, sondern 

der gesellschaftliche und politische 

Wille. Ist dieser gegeben, stehen der 

Erreichung von CO2-Neutralität bis 

2035 auf der Basis heutiger Erkennt-

nisse keine unüberwindlichen Hin-

dernisse entgegen. (Ende der Studie) 

 

Ihre Entscheidung ist gefordert 

Sie haben durch ihre Stimme bei den 

Landtagswahlen am 14. März (und 

vor allem bei den Bundestagswahlen 

im September) die Möglichkeit die 

Weichenstellung für mehr Klima-

schutz zu beeinflussen. Nutzen Sie es. 

https://www.wupperinst.org/fa/redaktion/downloads/projects/CO2-neutral_2035_Factsheet.pdf

